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Berlin, 


568. Bekanntmachung 
betreffend die Außerkursſetzung der Eintalerſtücke 
deutſchen Gepräges. 

Auf Grund der Artikel 8, 15 Abſ. 1 Ziffer 1 
des Münzgeſetzes vom 9. Juli 1873 (Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt S. 233) hat der Bundesrat die nachfolgenden 
Beſtimmungen getroffen: 

§ 1. Die Eintalerſtücke 
gelten vom 1. Oktober 1907 
geſetzliches Zahlungsmittel. Es iſt von dieſem Zeit⸗ 
punkt ab außer den mit der Elnlöſung beauftragten 
Kaſſen niemand verpflichtet, dieſe Münzen in Zahlung 
zu nehmen. 

8 2. Die Taler der im $ 1 dieſer Bekannt⸗ 
machung bezeichneten Gattung werden bis zum 
30. September 1908 bei den Reichs⸗ und Landes⸗ 
kaſſen zu dem Wertverhältniſſe von drei Mark gleich 
einem Taler ſowohl in Zahlung als auch zur Um⸗ 
wechſelung angenommen. 

873. Die Verpflichtung zur Annahme und zum 
Umtauſche (5 2) findet auf durchlöcherte und anders 
als durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewichte 
verringerte, ſowie auf verfälſchte Münzſtücke keine 
Anwendung. 

Berlin, den 27. Juni 1907. 

Der Reichskanzler. 

In Vertretung: gez. Freiherr von Stengel. 
569. Zur Ausführung des Reichsgeſetzes, be⸗ 
treffend die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 
30. Mai 1908 (RG BI. S. 356) beſtimme ich 
a 
er der Bezeichnung „höhere Verwaltungs⸗ 

behörde“ ſind zu verſtehen: x 2 
in Ark. I Ziff. II Abf. 2 die Regierungs⸗ 
präftdenten, im Landespolizeibezirke Berlin der 

Poltzeipräſident, 

in Art. I Biff. III Abſ. 3 die Regierungs⸗ 
präſtdenten, im Stadtkreis Berlin der Ober⸗ 
präſtdent, 


deutſchen Gepräges 
ab nicht mehr als 


an der Univerfität Halle a. S. bzgl. Studium der Landwirtſchaft S. 196. 
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in Art. I Ziff. VII Abſ. 4 die Regierungs“ 
präftdenten, in den Bezirken der Handwerks“ 
kammern Berlin und Danzig die Ober⸗ 
präſidenten. 

Unter der Bezeichnung „untere Verwaltungs⸗ 
behörde“ ſind zu verſtehen: i 

in Stadtkreiſen ſowie in den zu einem 

Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 

10000 Einwohnern (in der Provinz Hannover 

in den Städten, auf die die revidierte Han⸗ 

noverſche Städteordnung vom 24. Juni 1858 

Anwendung findet, mit Ausnahme der im 

§ 27 Abſ. 2 der Hannoverſchen Kreisordnung 

vom 6. Mai 1884 benannten Städte) die 

Gemeindebehörden, 

im übrigen die Landräte (in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen die Oberamtmänner). 

Im einzelnen bemerke ich noch: 

Zu Art. I Ziff. I: Durch die Streichung der 
Worte „ihres Bezirkes“ im Abſ. 1 des & 103 der 
Gewerbeordnung ſoll ausdrücklich feſtgeſtellt werden, 
daß die einzelnen Handwerkskammern nicht lediglich 
die Handwerksintereſſen ihrer eigenen Bezirke zu 
vertreten haben, ſondern daß ihnen auch die Ver⸗ 
tretung der Geſamtintereſſen des Handwerks obliegt. 
(Vergl. Bericht der XXV. Kommiſſion, Druckſ. des 
Reichstages 1907/08 Nr. 897 S. 19.) Die Be⸗ 
ſtimmung in Ziff. 117 der Ausführungsanweiſung 
zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904, wonach 
die von der Handwerkskammer erlaſſenen An⸗ 
ordnungen nur für die Handwerker ihres Bezirkes 
gelten, bleibt hierdurch unberührt. 

Zu Art. I Ziff. II: Die näheren Be⸗ 
ſtimmungen über die hiernach für Lehrverhältniſſe 
zwiſchen Eltern und Kindern vorgeſchriebene Anzeige 
werden gemäß § 103 Ziff. 1 der Gewerbeordnung 
von der Handwerkskammer zu erlaſſen ſein. Dabei 
wird es ſich empfehlen, auch für die Anzeige, ähnlich wie 
für den Lehrvertrag, geeignete Muſter zu entwerfen. 
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Zu Art. I Ziff. DI Abſ. 1: Nachdem 
durch das neue Geſetz die Vorausſetzungen für die 
Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen in Hand⸗ 
werksbetrieben geändert worden ſind, werden die 
von den Handwerkskammern erlaſſenen Vorſchriften 
zur Regelung des Lehrlingsweſens (vergl. das durch 
Erlaß vom 4. Mat 1901, HMBl. S. 57, mit 
geteilte Muſter) gleichfalls einer Abänderung zu 
unterziehen. fein. Dabei wird es ſich empfehlen, 
auch die im vorliegenden Geſetz für das Lehr⸗ 
verhältnis zwiſchen Eltern und Kindern (Art. I 
Ziff. II) und für die Zulaſſung von Vertretern zur 
Anleitung von Lehrlingen (Art. I Ziff. III Abſ. 3) 
getroffenen Vorſchriften zu berückſichtigen. 

Zu Art. I Ziff. III Abſ. 2: Die hier für 
die höheren Verwaltungsbehörden vorgeſehene Be⸗ 
fugnis beſtand im weſentlichen bereits nach dem 
bisherigen Rechte. Neu iſt lediglich die Zulaſſung 
des Widerrufe und die ausdrückliche Anordnung der 
vorgängigen Anhörung der Handwerkskammer. Die 
Vorſchrift wird jedoch vorausſichtlich inſofern eine 
erhöhte Bedeutung gewinnen, als künftighin, infolge 
der durch Abſatz 1 verſchärften Anforderungen an 
die Lehrbefähigung die höheren Verwaltungsbehörden 
häufiger als früher um Zulaſſung von Ausnahmen 
angegangen werden dürften. Die Behörden werden 
von ihrer Befugnis, wie ſchon ſeither, nur da 
Gebrauch zu machen haben, wo ſie den betreffenden 
Handwerker für ausreichend befähigt zur Anleitung 
von Lehrlingen erachten. Hier werden vor allem 
ſolche Perſonen in Betracht kommen, die das Hand⸗ 
werk bereits geraume Zeit hindurch ſelbſtändig und 
perſönlich ausgeübt haben, oder die nach längerer 
Tätigkeit als Werkmeiſter oder dergleichen in 
Fabriken eine Beſchäftigung im Handwerk ergreifen 
(vergl. Motive zum Reichsgeſetz vom 30. Mai 1908, 
Drucks. des Reichstags 1907 Nr. 350 S. 9). 


Bei Ausübung des durch das Geſetz neu zuge⸗ 


laſſenen Widerrufs der Verleihung der Anleitungs⸗ 
beſugnis wird mit Rückſicht auf die tief einſchneidende 
Bedeutung, die eine ſolche Maßnahme in wirtſchaft⸗ 
licher Beziehung für den Betroffenen in ſich ſchließt, 
mit beſonderer Vorſicht und unter ſorgfältiger Ab⸗ 
wägung der in Betracht kommenden Umſtände zu 
verfahren ſein. Im allgemeinen wird der Widerruf 
nur auszusprechen fein, wenn die Vorausſetzungen 
des $ 126 a der Gewerbeordnung vorliegen. 

Zu Art. I Ziff. III Abſ. 3: Als Fälle, in 
denen hiernach die untere Verwaltungsbehörde nicht 
voll qualifizierten Perſonen als Vertreter des Lehr⸗ 
herrn bis zur Dauer eines Jahres die Befugnis 
zur Anleitung von Lehrlingen erteilen kann, kommen 
beiſpielsweiſe in Betracht: die Behinderung des Lehr⸗ 
herrn durch längere Abweſenheit oder Krankheit, 
Ausſcheiden ſeines bisherigen Vertreters aus dem 
Gewerbebetrieb und dergl. Die Behörde wird dabei 
darauf zu achten haben, daß die hier vorgeſehene 
Friſtbeſtimmung nicht durch alsbaldige Wiederholung 


des Antrags kurz nach Ablauf der Friſt umgangen 
wird. Eine etwa notwendige Verlängerung der 
Friſt über die Dauer eines Jahres hinaus ift viele 
mehr ſtets bei der höheren Verwaltungsbehörde zu 1 
beantragen, die barüber nad) Anhörung der Hand⸗ 
werkskammer zu befinden hat. 

Zu Art. I Ziff. III Abſ. 5: Welche Lehr⸗ 
werkſtätten und ſonſtigen gewerblichen Unterrichts⸗ 
anſtalten hiernach anzuerkennen ſind, wird von mir 
beſtimmt. 

Zu Art. Ziff. IV: In Betrieben, in denen 
mehrere Gewerbe vereinigt ſind, kann der Unter⸗ 
nehmer abweichend von den bisherigen Beſtimmungen, 
auch wenn er für eines der Gewerbe den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 129 entſpricht, die Befugnis, in den 
übrigen Gewerben Lehrlinge anzuleiten, in Zukunft 
nur noch durch Verleihung erwerben. Nur für die 
Gewerbe, für die die Anleitungsbefugnis verliehen 
iſt, iſt der Unternehmer in dieſem Falle befugt, ein 
Lehrzeugnis auezuſtellen. 

Zu Art. I Ziff. VII Abſ. 1: Zur Der 
meidung von Zweifeln ſei hervorgehoben, daß das 
Recht zur Führung des Meiſterkitels auch nicht⸗ 
ſelbſtändigen Handwerkern zuſteht, ſofern ſie 13 
den Vorausſetzungen des neuen Abſ. 1 des 8 133 
der Gewerbeordnung genügen (Motive S. 9). 

Zu Art. 1 Ziff. Lil Ab. 4. Abweichend 
von dem bisherigen Recht iſt die Zulaſſung zur 
Meiſterprüfung nunmehr für den Regelfall von den 
vorgängigen Beſtehen einer Gefellenprüfung ab⸗ 
hängig gemacht. Jedoch wird nur die Mb 
legung einer Geſellenprüfung überhaupt, nicht bg 
gerade der Geſellenprüfung in dem Handwe k 
erfordert, 


für 


Zu Art. II Ziff. 1 Schlußſatz: Die hier 
vorgeſehene Verleihung der Anleitungsbefugnis dur } 
die untere Verwaltungsbehörde wird dann in Frag 
kommen, wenn die betreffenden Handwerker an 
beſonderen Gründen den neuen Anforderungen N pe 
oder nur mit erheblicher Erſchwerung nachzukommen 
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Namentlich wird auf die Verhältniſſe der⸗ 
jenigen Handwerker Rückſicht zu nehmen ſein, die bei 
Inkrafttreten des Geſetzes bereits einige Zeit hin⸗ 
durch ihr Gewerbe ſelbſtändig betrieben haben. (Vergl. 
wegen der Uebergangsbeſtimmungen ferner Motive 
S. 16 fg.) 

Im übrigen finden, ſoweit vorſtehend nichts 
anderes beſtimmt iſt, die Vorſchriften der Aus⸗ 
führungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 
1904 entſprechende Anwendung. 

Berlin, den 12. Jult 1908. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Delbrück. 
Bekanntmachung des Oberpräſidenten der 
Provinz Schleſien. 


570. arif 
für die Oderfähre bei Groß⸗Neuendorf. 
g Es ſind zu entrichten für das Ueberſetzen: 
I. von Perſonen einſchließlich der Traglaſt: 
a) für jede erwachſene Peuſoen 7 
b) für jedes Kind unter 14 Jahren 4 „ 
Anmerkung: Kinder unter 2 Jahren ſind ab⸗ 
gabenfrei. 


II. von Fahrrädern neben der Abgabe zu I 
5 0 Pf. 


1 
8 


III. von Kraftfahrrädern neben der Abgabe 
"eu 


Zuſätzliche Beſtimmungen. 
1. Das Vierfache der Abgaben I 
für das Ueberfahren n en 
a) bei höheren Waſſerſtänden, d. l. von 2,50 m 
am Pegel zu Groß⸗Neuendorf an. 

Anmerkung: Die Waſſerſtandsgrenze, von welcher 
ab erhöhte Abgaben zu entrichten ſind, iſt an 
der Fähre örtlich bezeichnet. 

b) bei Eisgang, 
e) zur Nachtzeit. 

Anmerkung: Als Nachtzeit gilt vom 16. Februar 
bis 31. Oktober die Zeit von 10 Uhr abends 
bis 5 Uhr morgens, vom 1. November bis 
15 Februar da gen die Zeit von 10 Uhr 
abends bis 6 Uhr morgens. 

2. Bei Eisübergang iſt nur die Hälfte der Ab⸗ 
gaben zu zahlen. 
Befreiungen. 
Von der Entrichtung des Fährgeldes ſind befreit; 
1. Der König, die Mitglieder des Königlich 
und Fürstlich Hohenzollernſchen Hauſes. 
2. Einzelne beauftragte Angehörige des ſtehen⸗ 


den Heeres und der Diarine, einberufene Rekruten, 


nicht aber 12 7 Truppenkörper. 

Oeffentliche Beamte und Gendarmerie ⸗Offizlere, 
bel Dienftreifen oder ſonſtiger dienſtlicher Veranlaſſung, 
wenn fie ſich gehörig ausweiſen ader Uniform tragen. 

Breslau, den 14. Juli 1908, 

Der Oberpräſtdent der Provinz Schleſien. 

Chef der Oderſtrombauverwaltung. 
0. P. U. 9754. TV. 


Verordnungen und Bekauntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
571. Der Herr Oberpräſident hat am 16. Juli 
d. Is. dem Kuratorium des Dilakoniſſenhauſes Evan⸗ 
geliſches Magdalenenſtift zu Teltom bei Berlin die 
Genehmigung ertellt im Jahre 1909 bis Ende Sep⸗ 
tember in der Stadt Berlin und der Provinz 
Brandenburg eine Hauskollekte abzuhalten. Die 
Genehmigung bezüglich der nicht zum Landespolizei⸗ 
bezirk Berlin gehörenden Ortſchaften iſt nur unter 
der Bedingung erteilt worden, daß ſich das Kura⸗ 
torium der von der Kollektenordnungsſtelle in Berlin, 
Paſſauerſtraße 37 a, aufgeſtellten Sammelordnung 
einfügt. Die mit der Ausführung der Sammlungen 
beauftragten Perſonen ſind mit ordnungsmäßigen, 
polizeilich beglaubigten Ausweiſen, ſowie mit pagt⸗ 
nierten und beglaubigten Sammelbüchern zu verſehen 
und haben ſich vor dem Beginne ihrer Tätigkeit unter 


Vorlegung ihrer Ausweiſe bei der Ortspolizeibehörde 
zu melden. 


Frankfurt a. O., den 23. Juli 1908. 
Der Regterungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung des Reichs⸗Poſtamts. 
572. Im Verkehr zwiſchen Deulſchland und 
Rußland (mit Ausnahme von Finnland, be⸗ 
züglich deſſen es bei den beſtehenden Vorſchriften 
verbleibt) können Pakete vom 1. Auguſt ab mit 
Nachnahme bis 800 M. (in Rußland 400 Rubel) 
belaſtet werden. Die Nachnahmepakete im Verkehr 
mit Rußland müſſen frankiert werden, und zwar 
haben die Abſender neben dem Porto für eine gleich⸗ 
artige Sendung ohne Nachnahme eine Nachnahme⸗ 
gebühr zu entrichten, die in Deutſchland auf 5 Pf. 
für je zwei Mark und jeden Teil von zwei Mark 
minteftens 20 Pf. feſtgeſetzt iſt. Der Betrag der 
Nachnahme iſt vom Abſender in der Währ un 
des Aufgabegebiets, bei Paketen nach Ruß⸗ 
land alſo in deutſcher Reichswährung, anzugeben; 
die Markſummen ſind außer in Zahlen auch in 
Buchſtaben (mit lateiniſcher Schrift) zu vermerken. 
Im Falle der Einlöſung der Nachnahme wird dem 
Abſender der von ihm angegebene Betrag ohne 
Abzug durch Poſtanweiſung überſandt. Auf 
den Nachnahme Poſtanweiſungen Buchun gs num⸗ 
mern oder Kaſſenzeichen des Abſenders er⸗ 
ſichtlich zu machen, iſt im Verkehr mit Rußland 
nicht angängig. 

Berlin W. 66, den 13. Juli 1908. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 

m Im — Kobelt. 

ekauntmachung der erlichen Ober⸗ 

poftvirektion zu Frankfurt a. S. 
573. Für das Poſtamt in Tſchichertzig“ wird 
fortan die Schreibweiſe „Tſchicherzig“ — mit der 
zusätzlichen Bezeichnung „(Kr. Züllichau)“ angewandt. 
VPerſonal⸗Nachrichten. 
574. Verſetzt: Der Poſtinſpektor F. P. Schulze 
von Leipzig nach Spremberg (Lauſitz). f 
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575. Berfonalveränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
Juni 1908. 
1. Richter. 


Es ſind ernannt: der Kammergerichtsrat Ge⸗ 
heime Juſtizrat Rabe zum Senatspräfidenten beim 
Kammergericht, der Landrichter Dr. Pape aus 
Breslau zum Kammergerichtsrat; zu Amtsrichtern: 
die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Borchardt in Lands⸗ 
berg a. W., Dr. Schaller in Berlin⸗Mitte. 

Verſetzt iſt: der Amtsgerichtsrat Tismer vom 
Amtsgericht Berlin-Mitte als Landgerichtsrat an das 
Landgericht I Berlin. 

Renfiontert find: die Landgerichtsräte Dr. Heinrich 
Pollack und Blumenfeld vom Landgericht I 
Berlin und der Amtsgerichtsrat Benſieg vom 
Amtsgericht Berlin-Mitte. 

Verſtorben ſind: der Amtsgerichtsrat Bade in 
Soldin und Zeuthoefer in Guben. 

Dem Landgerichtspräfidenten Ehrenberg in 
Potsdam iſt der erbliche Adel verliehen; dem Präſi⸗ 
denten des gemiſchten Gerichtshofes I. Inſtanz in 
Kairo Landgerichtsrat Geh. Juſtizrat Dr. Herz⸗ 
bruch vom Landgericht I. in Berlin iſt der Charakter 
als Gehelmer Oberjuſtizrat mit dem Range der Räte 
2. Klaſſe verliehen. 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren find ernannt die Referen⸗ 
dare Wilhelm Schmidt, Dr. Kayſer, Ohlrich, 
Dr. Friedmann, Unkrodt, Klewitz, Lieſegang, 
Dr. Hans Goldſchmidt, Kanitz, Meisner, 
Stricker, Trieglaff, Horn, Gerhard Müller, 
Nicolai, Beermann, Gauſchow. 

Entlaſſen: Dr. Trautmann, Rühe, Zellmer, 
Schlipphacke, Dr. Thurow. 

III. Staatsanwaltſchaft. 

Ernannt ſind: zum Amtsanwalt: Der Bürger⸗ 
meiſter Dr. Albert in Liebenwalde; zum Amts⸗ 
anwaltsſtellvertreter: der Kaufmann und Königliche 
Stempelverteiler Schönian in Triebel, der Land⸗ 
wirt Paul Zahl in Alt⸗Landsberg, der Amts. 
gerichtsſekretär Schneider in Trebbin; zum zweiten 
ſtändigen Amtsanwaltsſtellvertreter: der Stadtſekretär 
Budwitz in Droſſen, der Oberförſter Luther in 
Friedrichshagen zum Forſtamtsanwalt bei dem Amts⸗ 
gericht Coepenick und Alt⸗Landsberg und zum Forſt⸗ 
amtsanwaltsſtellvertreter beim Amtsgericht Coepenlck 
für Forſtbezirk 4a Grünau⸗Dahme. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen: 
die Rechtsanwälte: Juſtizrat Feuſch aus Wriezen 
beim Amtsgericht Fürſtenwalde, Dr. Kruchen vom 
Landgericht 1 Berlin beim Kammergericht, Karl 
Krüger vom Landgericht III bei dem Landgericht I 
Berlin; die Gerichtsaſſeſſoren: Michalke beim 
Kammergericht, Franz Landsberg und Dr. Band 
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mann beim Landgericht 1 Berlin, Hermann 
Schröder bei dem Landgericht Pots bam, Froelich 
bei dem Amtsgericht Groß⸗Lichterfelde, Zippert 
bei dem Amtsgericht in Coepenick, Tiemann beim 
Amts⸗ und Landgericht Potsdam. 

In der Lifte der Rechtsanwälte find gelöſcht 
die Rechtsanwälte: Juſtizrat Dr. Bonk bei den 
Landgerichten I, II, III Berlin, Juſtizrat Rix und 
Dr. Kruchen bei dem Landgericht! Berlin, Kleutzan 
beim Amtsgericht in Potsdam. 

Verſtorben iſt: der Rechtsanwalt Paul Horn 
in Berlin. 

Ernannt ſind zu Notaren: die Rechtsanwälte 
Dr. Balke in Groß⸗Lichterfelde, Brieger in 
Schöneberg, Albert Hoefer in Finſterwalde, Knuſt 
in Sommerfeld; in Berlin: I. für die Dauer ihrer 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft: die Rechtsanwälte: 
Juſtizrat Albert Pinner, Juſtizrat Adolf Seuff, 
Justizrat Dr. Max Lewin, Juſtizrat Leo Lilien⸗ 
thal, Juſtizrat Dr. Arthur Gerſon, Juſtizrat 
Georg Mankiewitz Max Hahn, Alfred Hennigſon, 
Dr. Alfred Saalfeld, Dr. Karl Görres, Johannes 
Abraham, Dr. Hermann Barnau, Paul N 
Paul Boehlan, Gerhard Küſter⸗ Rudolf Sch!? 
macher, Dr. Nichard Etzel, Dr. Ernſt Beer und 
Benno (Benjamin) Schlomann in Berlin mit n⸗ 
welſung ihres Amtsſitzes in demjenigen Teile der 
Stadt Berlin, der zum Bezirk des Amtsgerichts 
Berlin⸗Mitte gehört. Fortſetzung in nächſter Nummer, 
576. Dem Privatlehrer Johannes Lüders 
in Königswalde, Kreis Oſtſternberg, iſt die Erlaubnis 
zur Annahme der Stelle als Hauslehrer und Erzieher 
im Regierungsbezirk erteilt worden. 


Vermiſchtes. 
Tierärztliche Hochſchule Berlin, Luiſenſtr. 56. 
577. Das Winterſemeſter 1908/09 beginnt 
am 15. Oktober ds. Is. Die Immatrikulatſonen 
beginnen am 7. Oktober und dauern bis zum 
31. Oktober 1908. Aufnahmebedingungen un 
Stundenplan werden auf Erfordern vom Bureau 


abgegeben. 
Der Rektor. Schmaltz. 
Studium der Landwirtſchaft an 
Univerſität Halle a. S. 1 
Die Vorleſungen für das Winter⸗Semeſtet 
1908/09 beginnen am 22. Oktober. 2 
Das Programm für das Studium der Land 
wirtfhaft an hieſiger Univerfität, ſowie der pegel, 
Lehrplan für das kommende Semeſter ſind durch 
Sefretariat des landwirtſchaftlichen Inſtituts, u 
Muchererſtraße 2 zu beziehen. Nähere Auskunſt 
erteilt der Unterzeichnete. 
Halle a. S., im Juli 1908. 
Wirklicher Geheimer Rat Prof. Dr. 
Direktor des landw. Inſtituts der 


„Regierung zu Frankfurt a. O. 


578. 


Julius Kühn. 
Univerfität- 


